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Neuer Anlauf zur Trennung von Staat und Kirche
Liechtensteins Regierung legt eine Neuauflage eines Religionsgesetzes vor – die Reformierten sind erfreut, die katholische Kirche weniger

GÜNTHER MEIER, VADUZ

Die römisch-katholische Kirche und der
Staat, insbesondere die Gemeinden,sind
im Fürstentum Liechtenstein seit Jahr-
hunderten eng verbunden. Der Kirche
kommt laut der Verfassung der Status
der «Landeskirche» zu, die den «vollen
Schutz des Staates» geniesst. Vor der
Einrichtung des Erzbistums im Jahr 1997
durch den Heiligen Stuhl und die Ein-
setzung des damaligen Churer Bischofs
Wolfgang Haas als Erzbischof störte sich
kaum jemand an der engenVerflechtung.

Doch als Haas sein Amt als Ober-
hirte der Katholiken Liechtensteins an-
trat, forderten politische Kreise und un-
zufriedene Gruppierungen innerhalb
der Kirche sofort die Trennung von Kir-
che und Staat. Bisher waren alle Ver-
suche, die enge Verbindung zwischen
Kirche und Staat zu trennen oder zu ent-
flechten, erfolglos.

Die Regierung plant eine neue Rege-
lung des Verhältnisses zwischen Staat
und Kirche.Anstatt einer Trennung oder
einer Neuauflage der Entflechtung wird
ein neuer Ansatz namens Neuordnung
verfolgt. Dieser soll nicht nur die rö-

misch-katholische Kirche, sondern alle
Religionsgemeinschaften umfassen.

Privileg soll bleiben
Das geplante Religionsgemeinschaften-
gesetz soll alle Hindernisse umgehen,
die bisher einer Regelung des Verhält-
nisses zwischen Staat und Kirche im
Wege standen. Die römisch-katholische
Kirche soll ihren privilegierten Status
als Landeskirche beibehalten können.
Jedoch wird angestrebt, dass alle vom
Staat anerkannten Religionsgemein-
schaften in ihren Beziehungen zum
Staat gleich behandelt werden.

Zu den anerkannten Religions-
gemeinschaften zählen laut dem Geset-
zesentwurf neben der römisch-katholi-
schen Kirche die evangelische Kirche so-
wie die evangelisch-lutherische Kirche.
Gegenüber anderen Glaubensgemein-
schaften soll das Gesetz offenbleiben;
wenn verschiedeneAuflagen erfüllt sind,
können weitere Religionen die staat-
liche Anerkennung erhalten. Zu diesen
Anforderungen zählen die Einbindung
in eine international tätige Religions-
gemeinschaft, eine repräsentative Mit-

gliederzahl oder die Anerkennung der
geltenden staatlichen Rechtsordnung.

Die Stellungnahmen zum vorge-
legten Gesetz fielen sehr unterschied-
lich aus. Die evangelische Kirche zeigte
sich erfreut über die Aussicht, den Sta-
tus einer anerkannten Religionsgemein-
schaft zu erhalten. Verhaltene Kritik
übten die Evangelischen am Umstand,
dass die römisch-katholische Kirche
weiter den Verfassungsrang als Staats-
kirche behalten kann; zumindest formal
stelle dies keine Gleichbehandlung aller
Religionsgemeinschaften dar.

Im Unterschied dazu fiel die Kom-
mentierung durch das Erzbistum Liech-
tenstein deutlich ablehnend aus. Das
Erzbistum befürworte grundsätzlich
eine institutionelle Trennung oder Ent-
flechtung von Kirche und Staat, heisst es
in einer Stellungnahme, aber eine Neu-
regelung «durch ein einseitiges benach-
teiligendes Diktat des Staates» werde
abgelehnt. Das Verhältnis von Staat und
Kirche solle vielmehr durch eine part-
nerschaftliche Klärung festgelegt wer-
den, mittels eines «Dialogs auf Augen-
höhe» und durch ein Abkommen Liech-
tensteins mit dem Heiligen Stuhl.

Die Regierung lehnt ein Konkordat
mit dem Vatikan jedoch ausdrücklich ab,
im Gegensatz zu früheren Lösungsvor-
schlägen. Die Begründung lautet, dass
der Entwurf für ein Konkordat keine
einhellige Zustimmung erhalten habe.
Befürworter einer solchen Lösung
haben die Vorteile betont, die sich aus
der geplanten Auflösung der finanziel-
len Verflechtung zwischen den Gemein-
den und der Kirche ergeben würden.

Harte Haltung von Haas
Andererseits habe es Vorbehalte gegen-
über einem Vertrag mit dem Heiligen
Stuhl gegeben, weil damit die römisch-
katholische Kirche gegenüber ande-
ren Religionen privilegiert werde. Die
Regierung unterbreite aufgrund dieser
Ausgangslage den Vorschlag, im Sinne
einer Gleichbehandlung ein nationales,
für alle Religionsgemeinschaften gelten-
des Gesetz in Kraft zu setzen.

Eine vor Jahren erarbeitete Entflech-
tungslösung, die ein Konkordat mit dem
Heiligen Stuhl, ein Religionsgesetz so-
wie die Aufhebung des Privilegs als Lan-
deskirche für die römisch-katholische

Kirche umfasste, lässt sich nach Auffas-
sung der Regierung nicht verwirklichen.
Eine Einigung mit dem Erzbistum er-
wies sich praktisch als nicht erreichbar.

In der Öffentlichkeit herrscht des-
halb Verwunderung darüber, dass die
Regierung ausgerechnet zum jetzi-
gen Zeitpunkt mit den bevorstehen-
den personellen Änderungen im Erz-
bistum einen Neuanlauf unternimmt.
Der für seine harte Haltung bekannte
Erzbischof Wolfgang Haas ist im ver-
gangenen Sommer aus Altersgründen
zurückgetreten. Der Heilige Stuhl er-
nannte noch keinen Nachfolger, setzte
aber den Vorarlberger Bischof Benno
Elbs interimistisch als Apostolischen
Administrator ein.

Wie Elbs in einem Interview mit dem
«Liechtensteiner Vaterland» sagte, hätte
er es bevorzugt, wenn eine so weitrei-
chende Entscheidung mit dem neuen
Erzbischof besprochen worden wäre.
Der Regierungschef Daniel Risch ver-
teidigte sein Vorgehen mit dem Argu-
ment, im Zentrum der Neuordnung
stünden die anderen Religionsgemein-
schaften: Warum also auf die römisch-
katholische Kirche warten?

Die Politik
fördert die Energieverschwendung
In der Gesetzgebung des Bundes finden sich zuhauf Bestimmungen, die einem haushälterischen Umgang zuwiderlaufen

DAVID VONPLON

Will die Schweiz längerfristig eine
sichere und klimafreundliche Energie-
versorgung gewährleisten, wird es nicht
reichen, Windräder, Solarpanels und
Staumauern zu installieren. Genauso
entscheidend ist es, das Energiesystem
effizienter auszugestalten. Um bis zu
einem Drittel könnte der Verbrauch
reduziert werden, wenn das Potenzial
genutzt werde, schätzt der Bund in den
Energieperspektiven – und das trotz Zu-
wanderung und Wirtschaftswachstum.

Allerdings werden viele Spar-
bemühungen durch Regulierungen zu-
nichtegemacht, die einen haushälteri-
schen Umgang mit Energie nicht etwa
fördern, sondern ihm zuwiderlaufen.
Eine Grundlagenstudie der Schweizeri-
schen Energie-Stiftung (SES), die sich
für eine umweltgerechte Energieversor-
gung einsetzt, identifiziert nicht weniger

als 112 Bestimmungen in der Bundes-
gesetzgebung, die den Energieverbrauch
ankurbeln.

Statische Strompreise
«Mit der Studie möchten wir aufzei-
gen, dass der Bund mit der Anpassung
der aufgelisteten Gesetze und Verord-
nungen viel Energie einsparen könnte»,
sagt Thomas Wälchli, der für die Stu-
die Hauptverantwortliche. Er kritisiert,
dass von den Privatpersonen stets ver-
langt werde, Strom zu sparen. Die Poli-
tik jedoch stehle sich aus der Verantwor-
tung. Dabei hätte ein Abbau der Fehl-
anreize bei der Energie auch finanziell
grosse Vorteile. «Im Vergleich zum Bau
von neuen Anlagen zur Stromproduk-
tion ist die Eindämmung von Energie-
verschwendung deutlich günstiger.»

Die Energie-Stiftung hat 7 der 112
Fehlanreize genauer untersucht. Allein

wenn es gelingt, diese abzubauen, lassen
sich laut der Studie 9 bis 10 Terawatt-
stunden (TWh) Energie einsparen, was
etwa 5 Prozent des Gesamtverbrauchs
entspricht. Regulierungen, die die Ver-
schwendung fördern, machen die Stu-
dienautoren etwa bei der Tarifierung
des Stroms aus. In vielen Fällen zah-
len Stromkunden eine Grundgebühr.
Verbrauchen die Konsumenten mehr
Strom, sinkt aufgrund dieser Pauschale
der Preis pro Kilowattstunde. Auch sind
die Tarife in der Schweiz mehrheitlich
statisch und bilden nicht ab, dass die
Elektrizität schwankenden Produk-
tions- und Transportkosten unterliegt.
Dadurch wird verhindert, dass Kunden
Strom dann nutzen, wenn er günstig
und in ausreichender Menge verfügbar
ist. Es muss also mehr Strom gespeichert
und transportiert werden.Werden dyna-
mische Preise eingeführt und die Grund-
gebühr abgeschafft, könnten gemäss der

Studie längerfristig bis zu 0,8 Terawatt-
stunden eingespart werden.

Das grösste Sparpotenzial liegt im
Bereich Verkehr brach. Nirgendwo
sonst liesse sich so viel Energie einspa-
ren, wenn die bestehenden Fehlanreize
beseitigt werden. Die Studie hebt zum
Beispiel die Befreiung von Nutzfahrzeu-
gen unter 3,5 Tonnen von der Schwer-
verkehrsabgabe (LSVA) hervor. Die
durch Lieferwagen verursachten exter-
nen Kosten – Lärm, Luftverschmutzung
und Stau – werden damit der Allge-
meinheit aufgebürdet. Wird diese Son-
derbehandlung beendet, hätte dies zur
Folge, dass ein grösserer Teil des Güter-
verkehrs mit schweren Lastwagen ab-
gewickelt würde, die deutlich effizienter
sind. Im Parlament jedoch sprach sich
der Nationalrat vor zwei Jahren gegen
eine derartige Motion aus, nachdem der
Ständerat dafürgestimmt hatte.

Indirekte Subventionen
Einsparungen wären laut der Studie
auch möglich, wenn der Pendlerabzug
abgeschafft würde. Maximal 3200 Fran-
ken können Privatpersonen auf Bundes-
ebene für ihre Kosten für Fahrten zum
Arbeitsort vom steuerbaren Einkom-
men abziehen, für die Kantons- und Ge-
meindesteuern gelten unterschiedliche
Regelungen. Die steuerliche Vergünsti-
gung der Mobilität gilt sowohl für den
öffentlichen Verkehr als auch für Auto-
fahrer. Für sie wird damit jeder gefah-
rene Kilometer günstiger – was dazu
führt, dass Pendler grössere Entfernun-
gen zwischen Wohn- und Arbeitsort in
Kauf nehmen.

Gemäss der Studie liesse sich mit
der Beseitigung dieser indirekten Sub-
vention der Pendler fast eine Terawatt-
stunde Energie einsparen. Allerdings
müssten sich dann insbesondere Auto-
fahrer, die lange Distanzen zum Arbeits-
ort auf sich nehmen, auf einen beträcht-
lichen Anstieg des steuerbaren Einkom-
mens einstellen – was gegen die politi-
sche und gesellschaftliche Akzeptanz
einer solchen Massnahme spricht. In
diversen Kantonen wurde der Pendler-
abzug in den letzten Jahren bereits deut-
lich reduziert.

Noch stärker ins Gewicht fällt laut
der Studie, dass die Schweiz eine CO2-
Lenkungsabgabe nur auf Brennstoffe
zum Heizen kennt, nicht jedoch auf
Treibstoffe. «Der durch die Emissio-

nen verursachte Schaden wird nicht
im Benzinpreis berücksichtigt, was
zu einem zu hohen Verbrauch führt»,
sagt Wälchli. Er bezeichnet die Einfüh-
rung einer Lenkungsabgabe auf Ben-
zin und Diesel als eine «sehr wirkungs-
volle Massnahme», die dank der Rück-
verteilung insgesamt nur geringe Mehr-
kosten ergebe. Würde etwa eine (hohe)
Abgabe von 760 Franken pro ausge-
stossene Tonne CO2 eingeführt, könn-
ten gemäss der Studie 5,1 Terawattstun-
den pro Jahr eingespart werden, was der
Produktion eines Grosskraftwerks ent-
spricht. Gleichzeitig würde dies einen
starken Anreiz schaffen, auf die E-
Mobilität umzusteigen.

Fehlanreize rasch korrigieren
Mit der Studie zur Energieverschwen-
dung will die Energie-Stiftung dazu bei-
tragen, dass Bundesrat, Parlament und
Bundesverwaltung die Gesetzgebung
systematisch auf die Versorgungssicher-
heit, die Klimaschutzziele und das Ener-
giesparen ausrichten und die gewichti-
gen Fehlanreize rasch korrigieren. «Wir
haben die Grundlagen umfassend zu-
sammengetragen und die nötige Vor-
arbeit geleistet», sagt dazu Wälchli.

Er sieht Chancen, dass die bestehen-
den Fehlanreize beseitigt werden kön-
nen: «Nach der Energiekrise im letz-
ten Jahr geniesst die Versorgungssicher-
heit in der Politik hohe Priorität. Da
wir konkret aufzeigen, dass bereits mit
einer einzigen Politikmassnahme gleich
viel Strom eingespart werden kann, wie
ein grosses Kraftwerk produziert, ist das
ein starkes Argument.» Am günstigsten
und saubersten sei eben stets jene Ener-
gie, die eingespart werde.

Allerdings ist sehr fraglich, ob die
Politik dazu auch Hand bietet. In der
Vergangenheit wurde der Abbau der
Fehlanreize schon oft diskutiert – am
Schluss fehlte meist der Wille, ihn um-
zusetzen. Denn nicht immer geniesst die
Energieeffizienz höchste Priorität.

Gerade im Verkehr zeigt sich, dass
das Ziel einer möglichst uneinge-
schränkten und kostengünstigen Mobi-
lität häufig höher gewichtet wird. Und
spätestens seit der Abstimmung zum
CO2-Gesetz im Jahr 2021 ist klar, dass es
enorm viel Überzeugungskraft braucht,
um der Bevölkerung die Einführung
einer CO2-Lenkungsabgabe auf Benzin
und Diesel schmackhaft zu machen.

Nirgendwo liege so viel Energiesparpotenzial brach wie imVerkehr, sagt eine Studie. GAËTAN BALLY / KEYSTONE
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